Formulierungsvorschläge Heft 5/2017
beitrag des monats: Insolvenzrecht in der notariellen Praxis, Lars-Henning Behrens
S. 160
Gläubigeranfechtung:

Der Notar hat die Beteiligten auf die Vorschriften der Insolvenzordnung und des Anfechtungsgesetzes betreffend die Gläubigeranfechtung hingewiesen.

S. 161

Auflösende Bedingungen: 

a) Das zwischen dem jeweiligen Eigentümer und dem Berechtigten oder seinen Rechtsnachfolgern bestehende Mietverhältnis ist infolge rechtswirksamer Kündigung beendet; ausgenommen ist die Kündigung nach § 111 InsO und § 57a ZVG;

b) der Berechtigte oder sein Rechtsnachfolger erfüllt die laufenden Mietzahlungsverpflichtungen aus dem Mietverhältnis bzw. die dinglich gesicherte Entgeltzahlung entsprechend § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB nicht;

c) das Mietverhältnis ist infolge Zeitablaufs oder Aufhebung beendet;

d) über den Berechtigten oder seinen Rechtsnachfolger wurde das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt;

e) der jeweilige Eigentümer und der Berechtigte vereinbaren ohne vorherige schriftliche Zustimmung des in Abteilung III unter lfd. Nr. … des o. g. Grundbuchs eingetragenen Grundschuldgläubigers 
· den Höchstbetrag des Wertersatzes der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zu ändern oder aufzuheben oder

· den textlichen Inhalt dieser Bewilligungsurkunde der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zu ändern oder

· einem anderen Grundpfandrechtsgläubiger den Vorrang vor der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit einzuräumen.

S. 162

Umfirmierung: 

Verhandelt in … am …

Vor mir, …, Notar mit Amtssitz in …,

erschien …, handelnd nicht im eigenen Namen, sondern als Insolvenzverwalter über das Vermögen der XYZ-GmbH.

Der Erschienene erklärte Folgendes zur Beurkundung:

Als Insolvenzverwalter über das Vermögen der XYZ-GmbH mit Sitz in … (Amtsgericht …, HR B …) bilde ich hiermit eine Ersatzfirma der Gesellschaft. Die Firma lautet künftig „Abwicklungsgesellschaft XYZ-mbH“. 

§ 1 Abs. 1 der Satzung wird geändert und lautet nun wie folgt: „§ 1 (1) Die Gesellschaft führt die Firma Abwicklungsgesellschaft XYZ-mbH“. 

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben

S. 163

Anmeldung zum Handelsregister:

In der Handelsregistersache

XYZ-GmbH GmbH

HR B 123

übermittele ich

den Beschluss des Amtsgerichts Frankfurt am Main vom 1. April 2016 (Az.: …) über meine Bestellung als Insolvenzverwalter

und melde in meiner Eigenschaft als Insolvenzverwalter in dem Insolvenzverfahren über das Vermögen der XYZ-GmbH zur Eintragung in das Handelsregister an, dass ich die Änderung des Geschäftsjahrs wie folgt beschlossen habe:

1. Es wird ein Rumpfgeschäftsjahr beginnend mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der XYZ-GmbH am 1. April 2016 und endend am 31. Dezember 2016 festgesetzt. 

2. Die nachfolgenden Geschäftsjahre werden ab dem 1. Januar 2017 auf das satzungsmäßige Geschäftsjahr, beginnend jeweils am 1. Januar eines jeden Jahres und endend jeweils am 31. Dezember eines jeden Jahres, festgesetzt. 

(Unterschrift Insolvenzverwalter)
Rückkehr zum satzungsmäßigen Geschäftsjahr:

In der Handelsregistersache

XYZ-GmbH GmbH

HR B 123

hat mit Beschluss vom … (Az. …) das Amtsgericht … das Insolvenzverfahren eröffnet und Rechtsanwalt … zum Insolvenzverwalter bestellt (Anlage). Der Insolvenzverwalter teilt hiermit formlos und nicht zur Eintragung in das Handelsregister bestimmt Folgendes mit:

1. Es wird ein Rumpfgeschäftsjahr beginnend mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der XYZ-GmbH am 1. April 2016 und endend am 31. Dezember 2016 festgesetzt.

2. Die nachfolgenden Geschäftsjahre werden ab dem 1. Januar 2017 auf das satzungsmäßige Geschäftsjahr festgesetzt, beginnend jeweils am 1. Januar eines jeden Jahres und endend jeweils am 31. Dezember eines jeden Jahres.

S. 166

Kaufpreisfälligkeit:
Verhandelt in … am …

Vor dem Notar … mit Amtssitz in …

erschien

1. …, handelnd

sowohl im eigenen Namen

2. als auch im Namen von Rechtsanwalt …, geschäftsansässig …, dieser wiederum handelnd ebenfalls nicht im eigenen Namen, sondern als Insolvenzverwalter über das Vermögen der … GmbH, vollmachtlos, vorbehaltlich der Genehmigung des Insolvenzverwalters. Der Insolvenzverwalter wird diese Genehmigung in beglaubigter Form erteilen; die Urschrift der Bestallungsurkunde wird er dabei dem beglaubigenden Notar vorlege. Eine beglaubigte Abschrift hiervon wird er der Genehmigung beifügen.

Hinweis auf Zwei-Wochenfrist (§ 17 Abs. 2a S. 2 Nr. 2 HS 2 BeurkG):

Der Insolvenzverwalter erklärt, dass sein Amt als Insolvenzverwalter fortbesteht. Er verpflichtet sich zur Nachricht an den Notar, falls sein Amt als Insolvenzverwalter endet oder er das Kaufobjekt freigibt. 

Kaufpreis:

1. (…)

2. Die Beteiligten beauftragen und bevollmächtigen den Notar, 

die Gemeinde um Mitteilung zu bitten, ob zum Stichtag … Rückstände bei der Grundsteuer bestehen und die Erschließung nach BauGB und Kommunalabgabengesetz abgerechnet und bezahlt ist bzw. welche Beträge insofern noch offen sind,

(bei Verkauf von Wohnungseigentum) den Hausverwalter um Mitteilung zu bitten, ob zum Stichtag … Rückstände an Hausgeld oder Umlagen gegenüber der Wohnungseigentümergemeinschaft bestehen und falls ja, in welcher Höhe. 

3. Der Kaufpreis ist innerhalb von drei Wochen zu entrichten, nachdem der Notar den Beteiligten schriftlich bestätigt hat (Datum des Fälligkeitsschreibens des Notars ist maßgebend), dass 

(a) die im Folgenden bewilligte Eigentumsvormerkung zugunsten des Käufers – bei mehreren im angegebenen Erwerbsverhältnis – eingetragen ist, 

(b) auf Nachfrage das Insolvenzgericht bestätigt hat, dass der Insolvenzverwalter zum Zeitpunkt der Eintragung der Vormerkung noch im Amt war, 

(c) ihm die Löschungsunterlagen für die der Eigentumsvormerkung im Rang vorgehenden und nicht vom Käufer übernommenen oder unter seiner Mitwirkung bestellten Belastungen in grundbuchtauglicher Form vorliegen und Treuhandauflagen für deren Verwendung aus dem Kaufpreis erfüllt werden können,

(d) die Gemeinde dem Notar schriftlich bestätigt hat, dass keine Grundsteuern und keine Erschließungsbeiträge nach BauGB und Kommunalabgabengesetz für das Kaufobjekt rückständig sind, anderenfalls sind diese aus dem vereinbarten Kaufpreis abzulösen,

(e) (bei Verkauf von Wohnungseigentum) der Hausverwalter dem Notar schriftlich bestätigt hat, dass keine Rückstände an Hausgeld oder Umlagen gegenüber der Wohnungseigentümergemeinschaft bestehen, anderenfalls sind diese aus dem vereinbarten Kaufpreis abzulösen,

(f) (…),

(g) (…).

Der Käufer kann auf die Fälligkeitsvoraussetzungen 3.(d), (e) verzichten. Sollten die oben genannten Erklärungen nicht bis zum … vorliegen, sind Verkäufer und Käufer zum Rücktritt berechtigt. Der Verkäufer ist dann zur Tragung beziehungsweise Erstattung aller Kosten des Vertrags, seiner Finanzierung und Rückabwicklung bei Notar und Grundbuchamt verpflichtet, nicht jedoch zu sonstigem Schadenersatz, ausgenommen Vorsatz und Arglist. Der Notar ist über den Rücktritt zu informieren. Ein noch nicht ausgeübtes Rücktrittsrecht erlischt, sobald die Voraussetzungen der Kaufpreisfälligkeit erfüllt sind. Im Übrigen gelten die §§ 346 ff. BGB entsprechend. 

4. Der Kaufpreis ist in folgender Reihenfolge zu überweisen, soweit durch den beurkundenden Notar nicht zur Lastenfreistellung anders angewiesen:

(a) der Massekostenbeitrag in Höhe von … % des Kaufpreises zzgl. ggf. der Umsatzsteuer, d. h. € …, auf das Hinterlegungskonto des Insolvenzverwalters IBAN …

(b) die Grundsteuer und die Erschließungsbeiträge nach BauGB und Kommunalabgabengesetz an die Gemeinde auf das Konto IBAN …

(c) rückständiges Hausgeld und Umlagen an die Wohnungseigentümergemeinschaft IBAN …

(d) die für die Beurkundung dieses Kaufvertrages anfallenden Notar- und Gerichtskosten für die Löschung der Belastung Abteilung III an den amtierenden Notar auf das Konto IBAN …

€ der Restkaufpreis an die Bank … auf deren im Treuhandauftrag noch zu benennendes Konto.
S. 167

Gewährleistung wegen Sachmängeln:
1. Der Käufer erwirbt vom Verkäufer das Grundstück im eröffneten Insolvenzverfahren. Er hat sich zuvor eingehend von Zustand und Wert des (mit aufstehendem Gebäude bebauten) Grundstücks überzeugt. Eine Gewährleistung für Sachmängel des (mit aufstehendem Gebäude bebauten) Grundstücks (sowie mitverkaufter beweglicher Sachen) ist daher – soweit gesetzlich zulässig und nicht explizit in diesem Vertrag zugesichert – rechtsgrundunabhängig ausgeschlossen. Das gilt nicht für Ansprüche auf Schadenersatz wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, wenn der Verkäufer, sein gesetzlicher Vertreter oder Erfüllungsgehilfe die Pflichtverletzung zu vertreten hat, und auf Ersatz sonstiger Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers, gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen beruhen. (Bei neu errichtetem oder von der Rechtsprechung als neu errichtet geltendem Bauwerk: Wegen des neu errichteten Bauwerks stehen dem Käufer die gesetzlich geregelten Mängelrechte gemäß § 437 BGB zu; bei mitverkauften beweglichen Sachen: Etwaige Mängel wegen des Kaufs beweglicher Sachen lassen den Grundstückskaufvertrag unberührt).

2. Die Haftung ist zudem wegen Sachmängeln ausgeschlossen, die ab der letzten Besichtigung bis zum Gefahrübergang entstehen, nicht jedoch bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Verkäufers. Der Notar wies ausdrücklich darauf hin, dass der Verkäufer diesen weitgehenden Haftungsausschluss wegen Verkaufs aus einer Insolvenzmasse verlangt und dass damit die Haftung des Verkäufers auch bei einer nur zufälligen Verschlechterung etwa durch Brand ausgeschlossen ist und der Käufer in diesen Fällen trotzdem den Kaufpreis schuldet. 

3. Die Haftung des Verkäufers aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist – soweit gesetzlich zulässig – auf den Kaufpreis, in jedem Fall insgesamt auf die zum Zeitpunkt der Geltendmachung der Haftung vorhandene Insolvenzmasse in dem Insolvenzverfahren über das Vermögen des Schuldners begrenzt. Der Verkäufer haftet nicht mit seinem persönlichen Vermögen. 

4. Hiermit wird ausdrücklich ausgeschlossen, etwaiges Wissen des Insolvenzschuldners, auch, soweit es aus den Geschäftsunterlagen ersichtlich ist, dem Insolvenzverwalter zuzurechnen. Maßgeblich ist allein der Kenntnisstand des Insolvenzverwalters und der von ihm mit dem Verkauf Beauftragten. 

Auflassung, Eigentumsvormerkung, Grundbuchanträge:

1. (…)

2. Die Beteiligten bevollmächtigen den Notar, die Löschung der in diesem Vertrag bewilligten Vormerkung zu bewilligen und zu beantragen. Der Notar wird angewiesen, von dieser Vollmacht erst Gebrauch zu machen, sobald ihm eine Bestätigung des Insolvenzgerichts über die Fortdauer des Amtes des Insolvenzverwalters bis zum Zeitpunkt der Eigentumsumschreibung vorliegt. 

3. Der Insolvenzverwalter bewilligt und beantragt die Löschung des in Abteilung II unter lfd. … eingetragenen Insolvenzvermerks mit Eigentumsumschreibung gemäß § 16 Abs. 2 GBO.
rechtsprechung: 

Ausschluss der Vermögenssorge über ererbtes Vermögen: kein Recht des ausgeschlossenen Elternteils zur Erbausschlagung im Namen des erbenden Kindes, BGH, Beschl. v. 29.6.2016 – XII ZB 300/15 (mit Anmerkung Dr. Peter Becker)

S. 185

Negativerklärung in der Erbschaftsausschlagung: 

Die Erschienenen erklären, dass Ihnen – nach Belehrung durch den Notar – eine Beschränkung ihrer Vermögenssorge nach § 1638 BGB für den erbrechtlichen Erwerb des Kindes nicht bekannt ist.

Zur Kostentragungspflicht von Sondernutzungsberechtigten,

BGH, Urteil v. 28.10.2016 – V ZR 91/16 (mit Anmerkung von Dr. Steffen Ott)

S. 187

Regelung zur Kostentragungspflicht in der Gemeinschaftsordnung:  

Jeder Sondernutzungsberechtigte hat die seiner Sondernutzung unterliegenden Bereiche (auch soweit Gebäudeteile betroffen sind) ordnungsgemäß instand zu halten und instand zu setzen. Er hat auch sämtliche Kosten der Instandhaltung und der Instandsetzung zu tragen.   

